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Satzung 

der Stadt Homburg ( Saar ) über besondere Anforderungen 
an Werbeanlagen und Warenautomaten vom 07. Dezember 1965 
in der Fassung der 1. Nachtragssatzung vom 08. August 1968 

________________________________________________________________ 
 

Teil I 
 Einleitende Vorschriften 

 
 

§ 1 
 

Anwendungsbereich 
 
(1) Werbeanlagen im Sinne dieser Satzung sind alle ortsfesten Einrichtungen,  die 

der Ankündigung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf 
dienen und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu zählen 
insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schau-
kästen sowie für Zettel- und Bogenanschläge oder Lichtwerbung bestimmte 
Säulen, Tafeln und Flächen ( § 15 Abs. 1 LBO ). 

 
(2) Auf Warenautomaten, die nicht nur Waren feilbieten, sondern zugleich durch 

Beschriftung, Bemalung oder Lichtwerbung der Ankündigung oder Anpreisung 
dienen, sind die Vorschriften dieser Satzung anzuwenden. 

 
(3) Die Vorschriften dieser Satzung gelten auch für genehmigungs- und anzeige-

freie Werbeanlagen ( § 90 Abs. 2 LBO ). 
 
 

§ 2 
 

Flächenmaße 
 
Die in dieser Satzung festgesetzten Flächenmaße beziehen sich auf das die Wer-
beanlage umschließende Rechteck. Dies gilt nicht für die Grundfläche von Säulen 
oder säulenartigen Werbeträgern ( § 6 Abs. 2 ). 
 
 
 

§ 3 
 

Werbeanlagen mit wechselndem Licht 
 
Werbeanlagen mit wechselndem Licht ( z.B. Anlagen mit Phasenschaltung oder 
laufendem Licht ) sind nur in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten zulässig. Ihr 
Lichtschein oder Lichtwechsel darf sich nicht störend auswirken, auch nicht auf 
andere Gebiete. 
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§ 4 
 

Werbung bei Wahlen 
 
Diese Satzung gilt nicht für Werbeanlagen, die anlässlich von Bundestags-, Land-
tags - oder Kommunalwahlen von den zugelassenen politischen Parteien oder zu-
gelassenen Wählergruppen angebracht werden. Die Träger solcher Werbung ha-
ben jedoch dafür zu sorgen, dass die Werbeanlagen innerhalb 14 Tagen nach Be-
endigung der Wahlen entfernt werden. 
 
 
 
 
 

Teil II 
Besondere Anforderungen an die äußere Gestaltung in den verschiedenen Gebie-

ten ( § 113 Abs. 1 Nr. 1 LBO ) 
 
 

§ 5 
 

Werbeanlagen im Außenbereich 
 
Für die nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 LBO im Außenbereich zulässigen Werbeanla-
gen gilt folgendes: 
 
 
1.  An jeder Stätte der Leistung kann eine Werbeanlage flach auf der Außenwand 

des Gebäudes bis zur Höhe der Fensterbrüstung des 1. Obergeschosses, bei 
eingeschossigen Gebäuden bis zur Dachtraufe angebracht werden. Dabei darf 
die Werbeanlage nicht größer sein als 1,5 qm; bei Schriftzeilen bis zu 30 cm 
Höhe können Ausnahmen zugelassen werden. 

 
2.  An jedem Ortseingang darf eine Tafel in einer Größe bis zu 2,5 qm errichtet 

werden, die mit ihrer Oberkante höchstens 3 m über Erdgleiche reicht und ei-
ne Zusammenfassung von Hinweisschildern bildet, die Inhaber und Art ortsan-
sässiger gewerblicher Betriebe kennzeichnen. 

 
3.  An Verkehrsstraßen und Wegeabzweigungen dürfen Hinweiszeichen ange-

bracht werden, die im Interesse des Verkehrs auf außerhalb der Ortsdurch-
fahrt liegende gewerbliche Betriebe oder versteckt gelegene Stätten aufmerk-
sam machen, eine Länge von 1,30 m und eine Höhe von 33,3 cm nicht über-
schreiten und mit ihrer Oberkante nicht höher als 2 m über Erdgleiche stehen. 
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§ 6 
 

Werbeanlagen in reinen Wohngebieten 
 
(1)  In reinen Wohngebieten ist an jeder Stätte der Leistung ein Hinweisschild flach 

auf der Außenwand des Gebäudes bis zur Höhe der Fensterbrüstung des 1. 
Obergeschosses, bei eingeschossigen Gebäuden bis zur Dachtraufe zulässig, 
wenn es nicht größer als 0,5 qm ist. Bei Schriftzeilen bis zu 30 cm Höhe kön-
nen Ausnahmen zugelassen werden. 

 
(2) Werbeanlagen für Zettel- und Bogenanschlag sind nur in Form von Säulen 

oder säulenähnlichen Werbeträger mit einer überbauten Grundfläche von 
höchstens 1,40 qm und einer Höhe bis zu 3,60 m über Erdgleiche zulässig. 

 
 
 

§ 7 
 

Werbeanlagen in Dorf-, Kleinsiedlungs- und allgemeinen Wohngebieten 
 
(1) In Dorf-, Kleinsiedlungs- und allgemeinen Wohngebieten darf für jede Stätte 

der Leistung eine Werbeanlage nach Maßgabe des § 5 Ziff. 1 angebracht 
werden. Bei großer räumlicher Ausdehnung einer Stätte der Leistung können 
Ausnahmen zugelassen werden. 

 
(2)  Außer den nach Abs. 1 zugelassenen Anlagen ist für jede Stätte der Leistung 

ein Hinweisschild flach auf der Außenwand des Gebäudes bis zur Höhe der 
Fensterbrüstung des 1. Obergeschosses, bei eingeschossigen Gebäuden bis 
zur Dachtraufe, zulässig, wenn es nicht größer als 0,3 qm ist. 

 
(3) Für Zettel- und Bogenanschlag gilt § 6 Abs. 2. 
 
 
 

§ 8 
 

Werbeanlagen in Mischgebieten 
 
(1)  In Mischgebieten sind Werbeanlagen an der Außenwand der Gebäude bis 

zur Höhe der Fensterbrüstung des 1. Obergeschosses, bei eingeschossigen 
Gebäuden bis zur Dachtraufe, zulässig. Ihr Größe darf 3 qm nicht überschrei-
ten. 

 
(2)  Soweit sich in Obergeschossen andere als im Erdgeschoß gelegene Stätten 

der Leistung befinden, ist je eine Werbeanlage bis zu einer Größe von 2 qm 
für die hier ausgeübten Gewerbe oder Berufe flach auf der Außenwand des 
jeweiligen oder eines tiefer gelegenen Obergeschosses zulässig. 
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(3)  Werbeanlagen als Attrappen, Spannbänder und Fahnen dürfen nur für die 

Dauer zeitlich begrenzter Sonderverkaufsveranstaltungen ( z.B. Saison-, 
Schluss-, Inventur-, Aus- oder Räumungsverkauf ) angebracht werden. Für 
Veranstaltungen nichtgewerblicher Art gilt die zeitliche Beschränkung nicht, 
wenn der Veranstalter der Gemeinde gegenüber sicherstellt, daß seine Wer-
beanlagen nach Beendigung der Veranstaltung in angemessener Frist wie-
der entfernt werden. 

 
(4)  Werbeanlagen, die über die Gebäudefront auskragen, müssen in der ge-

schlossenen Bauweise von der Grundstücksgrenze, in der offenen Bauweise  
von der Gebäudeecke mindestens das Maß ihrer Auskragung als Abstand 
einhalten. In besonders gelagerten Fällen können hiervon Ausnahmen zuge-
lassen werden. 

 
(5) An den überspannenden Teilen von Brücken dürfen Werbeanlagen nicht an-

gebracht werden. 
 
(6) Für Zettel- und Bogenschlag gilt § 6 Abs. 2. 
 
(7) Von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 können Ausnahmen zugelas-

sen werden, wenn die örtlichen Verhältnisse und das öffentliche Interesse 
nicht entgegenstehen. 

 
 

§ 9 
 

Werbeanlagen in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten 
 
 
(1)  In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten dürfen Werbeanlagen auf geneigten 

Dächern und an Schornsteinen nicht angebracht werden. 
 
(2)  In Kerngebieten gilt § 8 Abs. 5. 
 
(3) Für Attrappen, Spannbänder und Fahnen gilt § 8 Abs. 3. 
 
 
 
 

Teil III 
Verwaltungs- und Übergangsvorschriften 

 
§ 10 

 
Gleichgestellte Gebiete 
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(1)  Die Vorschriften dieser Satzung sind in den Fällen des § 34 des Bundesbau-
gesetzes entsprechend der vorhandenen Bebauung sinngemäß anzuwenden. 

 
 
(2)  Auf Gebiete, für die nach § 173 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes bestehende 

baurechtliche Vorschriften und Pläne als Bebauungspläne fortgelten, sind die 
Vorschriften dieser Satzung sinngemäß anzuwenden. 

 
 

§ 11 
 

Ausnahmen 
 
(1)  Ausnahmen von dieser Satzung können für solche Werbeanlagen zugelassen 

werden, die für Ankündigungen, Verlautbarungen oder Bekanntmachungen 
kultureller, politischer oder sonstiger Veranstaltungen und gleichzeitig für Zet-
tel- und Bogenanschlag mehrerer Werbungstreibender bestimmt sind. 

 
(2)  Bei Werbeanlagen für zeitlich begrenzte Veranstaltungen können Ausnahmen 

von dieser Satzung für einen der Veranstaltungsdauer angemessenen Zeit-
raum zugelassen werden. 

 
(3)  In den Fällen der §§ 6 bis 8 können Ausnahmen von der Form der Werbeträ-

ger für Zettel- und Bogenanschlag zugelassen werden, wenn sich die An-
schlagfläche innerhalb überdachter, höchstens an zwei Seitenflächen offener 
Bauwerke befindet und diese als Unterstellhallen an Haltestellen der öffentli-
chen Verkehrsmittel dienen. 

 
 

§ 12 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen dieser Satzung verstößt, 
handelt ordnungswidrig im Sinne des § 111 LBO. 
 
 
 

§ 13 
 

Inkrafttreten 
 
(1)  Diese Satzung  tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2)  Gleichzeitig tritt ihr entgegenstehendes Ortsrecht außer Kraft. Unberücksich-

tigt bleiben Festsetzungen in Bebauungsplänen sowie weitergehende Vor-
schriften auf Grund des Straßenrechts.  

 
Homburg, den 07. Dezember 1965 
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Der Bürgermeister 
gez. Kuhn 
 
 
Vorstehende Satzung wurde gemäß § 113 Abs. 3 Landesbauordnung vom 12. Mai 
1965 ( Amtsbl. S. 529 ) durch den Minister für Öffentliche Arbeiten und Woh-
nungsbau mit Erlaß vom 22. März 1966 - Az. BA 2 - 639/66 - Li/En - genehmigt. 
Die Satzung ist im Amtsblatt des Saarlandes Nr. 29 vom 16. April 1966, S. 290, 
veröffentlicht worden. Sie ist am 17. April 1966 in Kraft getreten. 
 
Homburg, den 20. April 1966 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
gez. Roth 
Stadtoberinspektor 
 
_____________________________________________________________ 
 
*)  Veröffentlichungs- und Änderungshinweise: 
 
Veröffentlicht in Amtsblatt des Saarlandes Nr. 29 vom 16. April 1966, S. 290 
In Kraft getreten am 17. April 1966 
Satzungs-Nr. 63-1 
 
1. Nachtragssatzung vom 08. August 1968 
Veröffentlicht in Amtsblatt des Saarlandes Nr. 34 vom 14. Oktober 1968, S. 743 
In Kraft getreten am 15. Oktober 1968 
Satzungs-Nr. 63-1a 
 


